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Satzung 

über die Erhebung der Zweitwohnungssteuer 

in der Gemeinde Bad Zwischenahn 

(Zweitwohnungssteuersatzung) 
 
 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) i. d. F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBl. S. 434) und der §§ 1, 2 und 
3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 23.01.2007 
(Nds. GVBl. S . 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17.09.2015 
(Nds. GVBl. S. 186) hat der Rat der Gemeinde Bad Zwischenahn in seiner Sitzung am 
13.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 

Steuergegenstand 
 
Die Gemeinde Bad Zwischenahn erhebt eine Zweitwohnungssteuer für das Innehaben 
einer Zweitwohnung im Gemeindegebiet. 
 

 
§ 2 

Begriff der Zweitwohnung 
 
(1) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung in der Gemeinde, die eine Person, die in 

einem anderen Gebäude ihre Hauptwohnung hat, zu ihrer persönlichen Lebens-
führung oder der ihrer Familienangehörigen innehat. Als Hauptwohnung gilt dieje-
nige Wohnung von mehreren im In- und Ausland, die jemand vorwiegend nutzt. 
Eine Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Gesamtheit von abgeschlossenen 
Räumen, die von ihrer Ausstattung her zumindest zeitweise oder zu bestimmten 
Jahreszeiten zum Wohnen oder Schlafen benutzt werden können. Eine konkrete 
Mindestausstattung der Räume oder baurechtliche Zulässigkeit ist nicht erforder-
lich. Ihre Eigenschaft als Zweitwohnung verliert eine Wohnung nicht dadurch, dass 
sie vorübergehend nicht oder zu anderen Zwecken genutzt wird. 

 
(2) Als Wohnung im Sinne dieser Satzung gelten nicht: 

- Gemeinschaftsunterkünfte 

- Betreuungsheime 

- Schwesternwohnheime 
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§ 3 

Steuerpflicht 
 
Steuerpflichtig ist, wer im Gemeindegebiet eine oder mehrere Zweitwohnungen im Sin-
ne von § 2 innehat. Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung 
inne, so sind sie Gesamtschuldner nach § 44 AO. 
 
 

§ 4  

Steuermaßstab 
 
(1) Die Steuerschuld wird nach dem Mietwert der Wohnung berechnet. 
 
(2) Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Die Vorschriften des § 79 Bewertungsgesetz 

(BewG) in der Fassung vom 01.02.1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 02.11.2015 (BGBl. I S. 1834) finden mit der Maßgabe 
Anwendung, dass die Jahresrohmiete, die gemäß Artikel 2 des Gesetzes zur Än-
derung des Bewertungsgesetzes vom 13.08.1965 (BGBl. I S. 851) vom Finanzamt 
auf die Wertverhältnisse des Hauptfeststellungszeitpunktes 01.01.1964 festgestellt 
wurden, jeweils für das Erhebungsjahr auf den September des Vorjahres hochge-
rechnet werden. Die Hochrechnung erfolgt bis Januar 1995 entsprechend der der 
Steigerung der Wohnungsmieten nach dem Preisindex der Lebenshaltung aller 
Haushalte im früheren Bundesgebiet, der vom Statistischen Bundesamt in der 
Fachserie 17, Reihen 7, veröffentlicht wird (Lange Reihen ab 1948). Ab Januar 
1995 erfolgt die Hochrechnung entsprechend der Steigerung der Wohnungsmieten 
nach dem Verbraucherpreisindex im gesamten Bundesgebiet, der vom Statisti-
schen Bundesamt in der Fachserie 17, Reihe 7, veröffentlicht wird (Monatsbericht). 

 
(3) Wird die festgestellte Jahresrohmiete durch das Finanzamt aufgrund bewertungs-

rechtlicher Regelungen nachträglich geändert, ist der im entsprechenden Ände-
rungsbescheid festgesetzte Fortschreibungs- bzw. Neufeststellungszeitpunkt für 
die Berechnung der Zweitwohnungssteuer maßgebend. 

 

(4) Bei Gebäuden, für die vom Finanzamt keine Jahresrohmieten  für einzelne 
Wohneinheiten festgesetzt wurden, gilt als Mietwert die anteilige Jahresrohmiete 
entsprechend dem flächenmäßigen Anteil der Wohneinheit am Gesamtgebäude. 

 

(5) Ist die Jahresrohmiete nach Absatz 2 nicht bekannt, wird Sie in Anlehnung an die 
Miete, die für Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage, Größe und Ausstattung 
zum Hauptfeststellungszeitpunkt 01.01.1964 regelmäßig bezahlt wurde, geschätzt 
und entsprechend Absatz 2 hochgerechnet. 

 

(6) Ist die Jahresrohmiete nach den vorstehenden Absätzen nicht zu ermitteln, gilt als 
Mietwert die übliche Miete i.S. des § 79 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes. 
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§ 5 

Steuersatz 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 7 v. H. des Mietwertes nach § 4. 
 
(2) Ist die Zweitwohnung vom Inhaber an einen Vermittler (Serviceagentur, Immobili-

enmakler etc.) zur ständigen Vermietung an Dritte überlassen und die Verfügbar-
keit für die persönliche Lebensführung von vornherein vertraglich auf einen be-
stimmten Zeitraum begrenzt oder liegt eine eingeschränkte Eigennutzungsmög-
lichkeit vor, ermäßigt sich der Steuer nach Absatz 1 wie folgt: 

 

 - Vermittlungsvertrag mit begrenzter Eigennutzungsmöglichkeit von 
31 bis zu 60 Tagen oder nachträglich nachgewiesener Eigenvermie-
tung von mind. 220 Tage  

   50 % 
 

 - Vermittlungsvertrag mit begrenzter Eigennutzungsmöglichkeit von 
61 bis zu 90 Tagen Monate oder nachträglich nachgewiesene  
Eigenvermietung von mind. 129 Tage 

   25 % 
 
(3) Eine ausschließliche Nutzung als Kapitalanlage liegt vor, wenn im Vermittlungsver-

trag die Eigennutzung ausgeschlossen oder eine begrenzte Eigennutzungsmög-
lichkeit von bis zu 30 Tagen vereinbart wurde oder nachträglich unter Bestätigung 
der Nichtnutzung der Wohnung eine Eigenvermietung von mind. 281 Tagen nach-
gewiesen wird. 

 
(4) Bei einer Eigenvermietung bis zu 128 Tagen, einer zeitlich unbestimmten Eigen-

nutzungsmöglichkeit oder einer Eigennutzungsmöglichkeit ab 91 Tagen im Ver-
mittlungsvertrag ermäßigt sich die Zweitwohnungssteuer nicht. 

 
(5) Der Nachweis für die Voraussetzungen des Absatzes 2 ist bei Abschluss eines 

Vermittlungsvertrages vom Steuerpflichtigen bis zum 15. 01.  des Jahres, für das 
die Ermäßigung beantragt wird, der Gemeinde Bad Zwischenahn vorzulegen. Soll-
te die Zweitwohnung über die vertraglich vereinbarte Zeit für die persönliche Le-
bensführung des Steuerpflichtigen hinaus genutzt werden, entfällt eine Ermäßi-
gung. Eigenvermietungszeiten sind bis zum 31.01. des Folgejahres durch Vorlage 
eines zu führenden Gästeverzeichnisses zu belegen. Eine zu viel gezahlte Zweit-
wohnungssteuer wird nachträglich erstattet.  

 
 

§ 6  

Entstehung, Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist das Kalen-

derjahr. 
 
(2) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Innehaben der Zweitwohnung. Tritt die Zweit-

wohnungseigenschaft erst nach dem 01. eines Monats ein, so entsteht die Steuer-
pflicht mit dem ersten Tag des auf diesen Zeitpunkt folgenden Monats.  
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(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Zweitwoh-

nungseigenschaft entfällt. 
 

 
§ 7  

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
(1) Die Gemeinde Bad Zwischenahn setzt die Steuer für ein Kalenderjahr fest. In dem 

Bescheid kann bestimmt werden, dass er auch für künftige Jahre gilt, solange sich 
die Bemessungsgrundlagen und der Steuerbetrag nicht ändern. 

 
(2) Beginnt die Steuerpflicht nach § 6 Abs.2 Satz 2 erst im Laufe des Kalenderjahres, 

ist der jeweilige Restteil des Jahres der Besteuerungszeitraum.  Die Steuerschuld 
ermäßigt sich dann auf den der Dauer der Steuerpflicht entsprechenden Teilbe-
trag. Dies gilt auch entsprechend für die Beendigung der Steuerschuld nach § 6 
Abs.3. 

 
(3) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai,  

15. August und 15. November fällig. Auf Antrag des Steuerschuldners kann die 
Steuer auch in einer zum 01.Juli eines Jahres fälligen Summe entrichtet werden. 
Für die Vergangenheit nachzuzahlende Steuerbeträge werden innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fällig. 

 
 

§ 8 

Anzeigepflicht 
 
(1) Wer eine Zweitwohnung gem. § 2 in Besitz nimmt oder aufgibt, hat dies der Ge-

meinde Bad Zwischenahn innerhalb eines Monats nach diesem Zeitpunkt schrift-
lich anzuzeigen. Die Zweitwohnungssteuer ausschließende Tatbestände sind un-
ter Vorlage geeigneter Unterlagen nachzuweisen. 

 
 

§ 9 

Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
 
(1) Die Steuerpflichtigen sind verpflichtet, auf Anforderung der Gemeinde Bad  

Zwischenahn alle für die Ermittlung der Steuerpflicht notwendigen Angaben schrift-
lich oder zur Niederschrift mitzuteilen. Die Steuererklärung ist eigenhändig zu un-
terschreiben. Es ist insbesondere mitzuteilen: 

 
 a) ob die der Zweitwohnungssteuer unterliegende Wohnung eigengenutzt, unge-

nutzt, zum vorübergehenden Gebrauch oder unentgeltlich überlassen wird  

 b) die Gesamtgröße der Wohnfläche 
 
(2) Die Angaben der Steuerpflichtigen sind auf Anforderung durch geeignete Unterla-

gen, insbesondere durch Vorlage von Mietverträgen oder Verträgen mit Vermitt-
lungsagenturen o. ä. nachzuweisen. 



  Satz_222 4 

 
(3) Die Steuerpflichtigen sind verpflichtet, der Gemeinde jede Änderung der für die 

Steuerfestsetzung relevanten Tatbestände unverzüglich mitzuteilen. 
 
(4) Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele führt oder 

keinen Erfolg verspricht, sind auch andere Personen, insbesondere Vermieter oder 
Verpächter von Wohnungen im Sinne von § 2 Abs.1 oder die von diesen mit der 
Vermittlung oder Vermietung Beauftragten verpflichtet, der Gemeinde auf Nach-
frage alle für die Steuerfestsetzung relevanten Tatbestände mitzuteilen (§ 11 
Abs.1 Nr. 3 a NKAG i.V.m. § 93 AO). 

 
 

§ 10 

Steuerbefreiungen 
 

(1) Steuerbefreit sind Personen, 

 a) die verheiratet sind und nicht dauernd getrennt leben und aus beruflichen 
Gründen innerhalb der Gemeinde Bad Zwischenahn eine Zweitwohnung inne-
haben, wenn sich die Hauptwohnung der Eheleute außerhalb des Gemeinde-
gebietes befindet, 

 b) die eine eingetragene Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartnerschaftsge-
setz (LPartG) führen und nicht dauernd getrennt leben und aus beruflichen 
Gründen innerhalb der Gemeinde Bad Zwischenahn eine Zweitwohnung inne-
haben, wenn sich die Hauptwohnung der Lebenspartner/innen außerhalb der 
Gemeinde befindet. 

 
(2) Eine Steuerbefreiung ist nur möglich, wenn die Zweitwohnung die vorwiegend be-

nutzte Wohnung der steuerpflichtigen Person ist. 
 
 

§ 11 

Datenverarbeitung 
 
(1) Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Steuern im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung kann die Gemeinde Bad Zwischenahn per-
sonenbezogene und grundstücksbezogene Daten gemäß §§ 9 Abs.1 Nr.1 i.V.m. 
10 Absätze 1 und 2 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes erheben bei 
Ordnungsämtern, Meldeämtern, Liegenschaftsämtern, Sozialversicherungsträgern, 
Bundeszentralregister, Ausländerregister, Gewerbezentralregister, Finanzamt, 
Grundbuchamt, Katasteramt, anderen Behörden, den Strom- und Wasserversor-
gungsunternehmen und der Bad Zwischenahner Touristik GmbH.  

 
(2) Weitere bei den in Absatz 1 genannten Datenquellen vorhandene personen- und 

grundstücksbezogene Daten dürfen erhoben werden, soweit dies für die Steuer-
veranlagung nach dieser Satzung erforderlich ist. Die Daten dürfen von der daten-
verarbeitenden Stelle nur zum Zweck der Steuererhebung nach dieser Satzung 
weiterverarbeitet werden. Zur Kontrolle der Verarbeitung sind Benutzerabsiche-
rungen eingerichtet und Zugriffsrechte vergeben worden. 
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§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs.2 Nr.2 NKAG handelt, wer 

 - entgegen § 8 nicht anzeigt, dass er eine Wohnung in Besitz genommen oder 
aufgegeben hat 

 - entgegen § 9 Abs.1 a) nicht mitteilt, ob die Wohnung eigengenutzt, ungenutzt, 
zum vorübergehenden Gebrauch oder unentgeltlich überlassen wird 

 - entgegen § 9 Abs.1 b) nicht die Gesamtgröße der Wohnfläche mitteilt 

 - entgegen § 9 Abs. 2 nicht die steuerrelevanten Angaben auf Anforderung der 
Gemeinde Bad Zwischenahn durch geeignete Unterlagen nachweist 

 - entgegen § 9 Abs.3 nicht jede Änderung der für die Steuerfestsetzung relevan-
ten Tatbestände mitteilt 

 - entgegen § 9 Abs. 4 nicht alle für die Steuerfestsetzung relevanten Tatbestände 
auf Nachfrage der Gemeinde Bad Zwischenahn mitteilt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 Euro geahndet 

werden. 
 
 

§ 13 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Zweitwohnungssteuer-
satzung vom 18.12.2007, zuletzt geändert am 23.09.2009, außer Kraft. 
 
 
Bad Zwischenahn, den 14.12.2016 
 
 
 
Dr. Arno Schilling 
Bürgermeister 


